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Initiativ-Vortrag „Standardisierung“ 
 
Peter Seus, BMVBS, Bonn 
 
Rahmenbedingungen für den Verkehrshaushalt des Bundes  
Der Verkehrshaushalt des Bundes ist äußerst knapp bemessen. Es ist auch langfristig nicht zu 
erwarten, dass die verfügbaren Haushaltsmittel für Betrieb, Unterhaltung sowie Ersatz- und Aus-
bauinvestitionen in die Infrastrukturen dem tatsächlichen, wirtschaftlich begründbaren Bedarf an-
gepasst werden. Dies hängt damit zusammen, dass der Bundeshaushalt durch indisponible Sozi-
alausgaben (insbesondere Zuschüsse zu den Sozialversicherungen) und Zinszahlungen (für die 
Bundesschulden) bereits weitgehend gebunden ist und künftige Einnahmezuwächse zum Abbau 
der Neuverschuldung genutzt werden sollen. 
So hatten im Jahre 2010 die Ausgaben des Bundes für Soziales (177 Mrd. €) und Zinsen (38 Mrd. €) 
das gleiche Volumen wie die gesamten Steuereinnahmen (212 Mrd. €). Die sonstigen Ausgaben 
(Verteidigung, Verkehr, Bau und Stadtentwicklung, Bildung und Forschung, Wirtschaft und Tech-
nologie u. a.) wurden ausschließlich aus Gebühren und sonstigen Einnahmen (28 Mrd. €) und aus 
der Neuverschuldung (80 Mrd. €) finanziert. 
Die Mittelfristige Finanzplanung des Bundes und die Aufteilung der Mittel auf die Ressorts lassen 
erkennen, dass die Mittel für die Verkehrsinfrastrukturen begrenzt bleiben werden. 
Mittelfristiger Finanzplan des Bundes
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Abbildung 1: Mittelfristiger Finanzplan des Bundes 
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Eckwerte für den Bundeshaushalt für Jahr 2012  [Mrd. €]
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Abbildung 2: Eckwerte für den Bundeshaushalt für das Jahr 2012 
Rahmenbedingungen für die Bundeswasserstraßen  
Auch das Finanzbudget für die Bundeswasserstraßen im Küsten- und Binnenbereich ist von die-
sen Zwängen betroffen. Nach dem Auslaufen der Konjunkturprogramme wird die mittelfristige Fi-
nanzlinie auf einem äußerst knappen Niveau stabilisiert. Nach Abzug der erforderlichen Mittel für 
die vorrangigen Aufgabenbereiche „Betrieb, Unterhaltung und Erhaltung“ der Bundeswasserstra-
ßen mit ihren Anlagen verbleibt für die nächsten Jahre für „Um-, Aus- und Neubaumaßnahmen 
einschließlich Ersatzinvestitionen“ ein Ansatz von rd. 600 Mio. € pro Jahr. 
Diesen Budgetansätzen für Infrastrukturinvestitionen in Höhe von rd. 600 Mio. € pro Jahr steht 
nach bisherigen Planungen ein kalkulierter Bedarf für Ersatzinvestitionen von mindestens 500 Mio. 
€/ Jahr und für Ausbaumaßnahmen von ebenfalls ca. 500 Mio. € pro Jahr gegenüber. Die in diesen 
Zahlen sichtbare Brisanz verschärft sich noch weiter, wenn man die Altersstruktur des Anlagenbe-
standes und die künftigen Preissteigerungen berücksichtigt. Ergänzend sei noch erwähnt, dass 
auch die Personalressourcen der Wasser- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes (WSV) für die 
Planung und Realisierung von Investitionsvorhaben ähnlichen Restriktionen unterliegen. 
Wenn die Ressourcen vermutlich auf längere Sicht derartig begrenzt sind, müssen konsequent 
Prioritäten gesetzt und sparsame Lösungen gesucht werden. D. h. viele Projekte können nicht wei-
terverfolgt werden, obwohl sie gesamtwirtschaftlich vorteilhaft sind. 
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Die Alternative wäre, alle wirtschaftlich sinnvollen und baureifen Projekte mit einer scheibchenwei-
sen Finanzierung zu beginnen, allerdings mit jahrzehntelangen Realisierungszeiten. Eine solche, 
ausschließlich auf die volkswirtschaftliche Bedeutung und Vorteilhaftigkeit ausgerichteten Investiti-
onsstrategie, würde aber für alle Vorhaben des „Vordringlichen Bedarfs“ zu Realisierungszeiträu-
men von 35 Jahren und mehr führen, selbst bei Wasserstraßen mit großer verkehrlicher Bedeu-
tung. Dies kann vor dem Hintergrund der prognostizierten Transportentwicklung gerade in heute 
schon überlasteten Regionen nicht hingenommen werden. Eine solche Strategie könnte nur dann 
ernsthaft verfolgt werden, wenn es eine begründete Hoffnung auf eine baldige Finanzwende gäbe. 
Konzept der WSV, mit den Herausforderungen umzugehen 
Trotz der unvermeidlichen haushalterischen Restriktionen wollen wir die WSV mit ihrem Leis-
tungsangebot nicht einfach überall ausdünnen, sondern konzentrieren auf Relationen mit einer 
hohen Transportnachfrage, um dort die infrastrukturellen Verhältnisse zügig zu verbessern, um 
den enormen prognostizierten Verkehrszuwachs auch mit Hilfe der Schifffahrt zu bewältigen. 
Hierzu werden wir 
? das Portfolio der WSV dort reduzieren, wo die gesamtwirtschaftlichen Wirkungen eher gering 
sind, 
? die Ressourcen und Kompetenzen der WSV dort konzentrieren, wo große gesamtwirtschaftli-
che Wirkungen zu erwarten sind und 
? die Effizienz der Aufgabenerledigung verbessern. 
Die beiden wesentlichen Kernelemente dieses neuen Konzepts der WSV sind 
? Priorisierung des Wasserstraßennetzes:  
die verfügbaren Ressourcen (Investitions- und Sachmittel sowie Personal) werden künftig an 
Wasserstraßen mit hoher Verkehrsbedeutung konzentriert 
und 
? Standardisierung: 
 Prozesse und Technik werden WSV-weit deutlich stärker als bisher standardisiert. 
Dieses hat dann Auswirkungen auf die regionale Aufgabenstruktur der WSV, dem die Personal- 
und Organisationsstruktur folgen wird. 
Netzpriorisierung 
Das Netz der Bundeswasserstraßen wird neu strukturiert mit einer Priorisierung entsprechend ihrer 
gegenwärtigen bzw. prognostizierten Verkehrsfunktion, nach der sich zukünftig die Aufgabenerle-
digung der WSV bei Ausbau, Betrieb und Unterhaltung richten wird. 
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Abbildung 3: Netzstruktur Binnenwasserstraßen 
 
An Wasserstraßen mit hoher Verkehrsbedeutung werden zukünftig neben dem Ausbau auch der 
Betrieb und die Unterhaltung intensiviert. Hierfür sollen bei Wasserstraßen mit geringer oder sogar 
fehlender Verkehrsfunktion die Aufgabenerledigung deutlich reduziert bzw. eingestellt werden, 
damit dort Ressourcen frei gemacht werden können. Maßnahmen zum Substanzerhalt haben da-
bei Priorität.  
Standardisierung 
Ein weiteres Element des neuen Konzepts ist eine konsequente Standardisierung von Technik und 
Prozessen in der WSV, weil hiervon deutliche Vorteile hinsichtlich des Ressourceneinsatzes und 
der Qualität erwartet werden: 
? kostengünstige Konzeptionen für Investitionen und Unterhaltung 
? bei gesicherten Qualitätsniveaus und 
? Effizienz bei Planung, Ausschreibung und Ausführung.  
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Bislang hat die WSV eher eine optimale Lösung für die im jeweiligen Einzelfall vorhandenen 
Randbedingungen angestrebt. Entsprechend gibt es meist nur regionale Standards, viele Anlagen 
und Wasserfahrzeuge sind weitgehend Unikate. Dies ist für den Einzelfall möglicherweise „per-
fekt“, aber auch: 
? oft nur für Teilaspekte optimal - zu Lasten anderer Funktionen,  
? aufwendig und teuer, 
? mit hohem Aufwand und Zeitbedarf für Planung, 
? mit geringer Kostensicherheit (Nachträge) und 
? mit hohem Aufwand für Qualitätssicherung (oder Nachbesserungsaufwand). 
Zumindest über die gesamte WSV hinweg führt die Summe aller „perfekten Lösungen“ nicht zu 
einem Gesamtoptimum.  
Eine Standardisierung muss jedoch nicht zwangsläufig dazu führen, dass überall – ohne Rücksicht 
auf die jeweiligen Randbedingungen – identische Bauwerke entstehen. Vielmehr streben wir im 
Planungsprozess folgende Grundsätze an:   
? Anforderungen definieren: durch die Definition von Funktions-, Leistungs-, Qualitäts- u. Si-
cherheits-Niveaus können individuelle Randbedingungen berücksichtigt werden,  
? Schnittstellen vorrangig definieren für Bauteile, Baugruppen, Systeme, Zubehör, 
? Konstruktionsprinzipien vorrangig definieren, 
? technische Konstruktionsdetails nur definieren, soweit dies zweckmäßig ist, 
? Innovationswege offen lassen durch möglichst firmen- und produktschutzfreie technische Be-
schreibungen, 
? die Detailplanung erfolgt dann möglichst durch Zusammenfügen von definierten Modulen. 
Um den Prozess der Standardisierung zügig zu gestalten, werden bereits ausgeführte Lösungen 
durch Experten der WSV analysiert und daraus ein „best practice“-Vorschlag ausgewählt. Es hat 
sich aber auch schon gezeigt, dass bei diesen vergleichenden Analysen oft Verbesserungspoten-
tiale augenscheinlich werden, die dann zu einem Evolutionssprung führen. 
Der Prozess der Standardisierung ist wie folgt organisiert: 
? Expertengruppen vergleichen und bewerten bereits ausgeführte Lösungen und schlagen eine – 
ggf. auch verbesserte – Lösung der Standardisierungs-Kommission vor, 
? die Kommission entscheidet und legt ihren Vorschlag dem BMVBS vor, 
? das BMVBS stimmt zu/ entscheidet und führt den Standard ein.  
Bundesanstalt für Wasserbau 
Standardisierung im Verkehrswasserbau 
25. Mai 2011 in Bonn 
- 6 - 
Fazit und Ausblick 
In dem heutigen BAW-Kolloquium wird das Objekt „Schleusen“ thematisiert. Wir zeigen einen Ü-
berblick über den aktuellen Zwischenstand der Arbeiten. Hierbei gehen wir auf das zeitlich vorlau-
fende Projekt einer Standardsierung von Investitionsmaßnahmen im Bestand (Verlängerung der 
Schleusen am Neckar) und auf die grundsätzlichen Arbeiten zur Standardsierung von Schleusen 
ein. 
Die bisherigen Arbeiten zeigen, dass dieser Standardisierungsprozess von den Beteiligten als eine 
sehr interessante Aufgabe und mit großem Engagement wahrgenommen wird. 
Die bisherigen Zwischenergebnisse zeigen bereits, dass die Erwartungen zu Beginn des Prozes-
ses hinsichtlich Qualitätsverbesserungen und Kostenreduzierungen deutlich übertroffen werden. 
 
 
Peter Seus 
 
Leiter des Referates Strategische Planung, Wasserstraßenplanung, Haushalt im BMVBS 
Leiter der Standardisierungskommission der WSV 
 
